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Sitzung des Runden Tisches

Bremen. Seit September vergangenen Jah-
res hat sich der Runde Tisch Rennbahnge-
lände in diversen Sitzungen mit Ideen zur
künftigen Nutzung des 36 Hektar großen
Areals im Stadtteil Hemelingen beschäftigt
und ein Konzept erstellt. Die erarbeiteten
Eckpunkte sollen der Bremischen Bürger-
schaft als Empfehlung dienen und nach dem
politischen Beschluss Grundlage für einen
städtebaulichen Wettbewerb werden. An
diesem Freitag stellt der Runde Tisch ab
16.30 Uhr unter dem Vorsitz von Umweltse-
natorin Maike Schaefer (Grüne) der Öffent-
lichkeit den Arbeitsstand und erste Ergeb-
nisse zur künftigen Gestaltung des Renn-
bahngeländes vor.

Im Rahmen dieser Sitzung, die von Simone
Neddermann und Klaus Selle moderiert
wird, erhoffen sich die Initiatoren Rückmel-
dungen darüber, ob noch wesentliche Be-
darfe oder Argumente fehlen. Die Mitglieder
wollen über Ziele, Besetzung und Vorgehen
des Runden Tisches informieren und Emp-
fehlungen von Nutzungsbausteinen im Kon-
sens erläutern. Dabei geht es nach Informa-
tionen des WESER-KURIER auch um strittige
Bausteine wie Golf, Pferdesport und Galopp-
sport und die jeweiligen Argumente dafür
und dagegen.

Bürgerfest und Tag des Sports
Im Vorfeld dieser Sitzung hat die Lenkungs-
gruppe als Entscheidungsgremium der Zwi-
schenzeitzentrale (ZZZ) derweil für neuerli-
chen Verdruss bei den Galoppsportanhän-
gern in der Region gesorgt. Die Bürgerinitia-
tive unter dem Vorsitz von Andreas Sponbiel
hatte bei der ZZZ für diesen Sommer zwei
Veranstaltungen auf dem Gelände bean-
tragt: ein Bürgerfest am 18. Juli und einen Tag
des Sports am 4. September. Am Donnerstag
wurde der Bürgerinitiative schriftlich mitge-
teilt, dass der beim Tag des Sports geplante
Programmpunkt eines Galopprennens
untersagt wird. Die Lenkungsgruppe ver-
weist in der Erklärung auf den Beschluss des
Regionalausschusses von Ende Januar 2021,
wonach Galopprennsport auf dem Areal
auch während der Zwischennutzungsphase
verboten werden soll. Daher sei dieser Teil
des Antrags abgelehnt worden, erklärten Oli-
ver Hasemann und Julian Essig im Auftrag
der Zwischenzeitzentrale.

Rennverein prüft rechtliche Schritte
Mit dieser Begründung war zuvor bereits der
für den 12. September vom Bremer Rennver-
ein geplante Galopprenntag verboten wor-
den. „Wir werden uns das nicht gefallen las-
sen“, sagt Andreas Sponbiel. Ebenso wie der
Rennverein werde nun auch die Bürgerini-
tiative rechtliche Schritte prüfen, so der
Sprecher. „Das ist ein dickes Ding! Der Re-
gionalausschuss macht hier knallhart Poli-
tik und grätscht in die Zwischennutzung
rein, das kann nicht sein“, sagt Sponbiel, der
selbst auch Teil des Runden Tisches ist und
bei der öffentlichen Sitzung zugegen sein
wird.

Galopprennen
untersagt

von Frank Büter

Eine Teilnahme an der Veranstaltung mit
aktiver Beteiligung ist über den Link rwth.
zoom.us/j/92821534216?pwd=T3EwMk-
VyVXpXVFRuRDRnc1pYd3Zodz09 möglich,
die Meeting-ID lautet 928 2153 4216, der Kenn-
code ist 667455. Zudem kann die Veranstal-
tung auch im Live-Stream auf VAHReport.
de und über den Link www.youtube.com/
playlist?list=PLTWquBpciJG6xAXqig2MSh-
COU70Sd5xaE verfolgt werden.Vierköpfige Familie stirbt bei Feuer

Großeinsatz der Rettungskräfte in Mahndorf – Brandopfer am Donnerstag noch nicht abschließend identifiziert

Bremen. Bei einem Wohnhausbrand in
Mahndorf sind am Donnerstagmorgen vier
Menschen ums Leben gekommen. Die Feuer-
wehr hatte zunächst von drei Todesopfern
berichtet. Ein Kind war noch aus den Flam-
men gerettet worden, starb allerdings später
in einer Klinik. Bei den Opfern handelt es
sich nach Angaben der Feuerwehr um zwei
Erwachsene und zwei Kinder. Über die
Brandursache war am Donnerstag noch
nichts bekannt, die Kriminalpolizei ermit-
telt. Ob es sich bei den Brandopfern um die
Bewohner des Hauses – einen 47-jährigen
Mann und seine 40-jährige Ehefrau sowie de-
ren zwei Kinder im Alter von drei und fünf
Jahren – handelt, war laut Polizei noch nicht
abschließend geklärt. Eine Identifizierung
sei bislang nicht zweifelsfrei möglich gewe-
sen.

Der Notruf ging nach Angaben der Polizei
um 8.40 Uhr ein. Die Feuerwehr rückte mit
einem Großaufgebot an, um das Feuer in
dem Einfamilienhaus am Mahndorfer We-
serdeich zu löschen. Als die Rettungskräfte
eintrafen, drang starker Rauch aus dem
Dachgeschoss des Gebäudes an der Kluven-
hagener Straße und Flammen schlugen aus
einem Fenster. Atemschutztrupps drangen
in das Haus ein und fanden dort vier leblose

Menschen. Der Rettungsdienst begann so-
fort mit der Wiederbelebung. Wie die Feuer-
wehr mitteilte, kam für zwei Erwachsene
und ein fünfjähriges Kind jede Hilfe zu spät.
Ein dreijähriges Kind wurde reanimiert und
ins Krankenhaus gebracht, starb dort jedoch
wenig später. Feuerwehr und Rettungsdienst

waren mit insgesamt 65 Einsatzkräften und
20 Fahrzeugen im Einsatz. Ein Feuerwehr-
mann verletzte sich am Knie und musste in
der Klinik behandelt werden.

Das Einsatz-Nachsorge-Team der Feuer-
wehr Bremen war ebenfalls dabei, um die
Retter psychologisch zu betreuen. „Dieser

tragische Einsatz macht mich unglaublich
betroffen“, sagte Philipp Heßemer, Amtslei-
ter der Feuerwehr Bremen, nach den Lösch-
arbeiten. „Hier sind meine Gedanken zual-
lererst bei den Opfern. Ich habe aber auch
den größten Respekt für den Einsatz der
Kräfte von Feuerwehr und Rettungsdienst.“

von Christoph Bähr

Beim Eintreffen der
Feuerwehr schlugen
Flammen aus einem
Fenster. Die Ret-
tungskräfte gingen
mit Atemschutz in
das Haus, wo sie die
vier leblosen Men-
schen fanden.
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Bremen. Den Schulen der Stadt droht wegen
der Notbremse des Bundes die Schließung.
Zugleich melden sich Eltern mit Problemen
zu Wort, die Bremen auch nach der Pande-
mie weiter beschäftigen werden. Dazu ge-
hört die fehlende Nachmittagsbetreuung für
viele Grundschulkinder. Bremen ist beim
Ganztagsausbau weit von den eigenen Zie-
len entfernt. Perspektivisch sollen alle
Grundschulen zu Ganztagsschulen werden,
doch bis dahin ist es noch ein langer Weg.
Auch die Hortplätze reichen vielerorts nicht,
immer wieder stehen Eltern ohne Platz für
ihr Kind da, kritisieren Elternvertretungen
und Opposition.

Anett Ganswindt berichtet davon, dass sie
und zwölf weitere Familien, die für ihre Kin-
der einen Platz im Hort des Kinder- und Fa-
milienzentrums Engelekestraße in Haben-
hausen haben, seit November ohne Nach-
mittagsbetreuung auskommen müssen. Die
Erzieherin, die sonst 20 Kinder und auch die
Tochter von Anett Ganswindt betreut, falle
seit November aus, weil sie zur Risikogruppe
gehöre, erzählt die Mutter. Eine Vertretung
für sie gebe es nicht. Für Härtefälle wird die
Betreuung zwar weiter ermöglicht, doch zu
denen zählt Familie Ganswindt nicht. „Wir
sind seitdem auf uns gestellt, mein Mann
und ich haben aber beide eine volle Stelle“,
schildert die 37-jährige Projektmanagerin.

Homeoffice und nebenbei Hausaufgaben-
betreuung, arbeiten am späten Abend, wenn
das Kind schläft, das läuft bei den Gans-
windts nun seit einem halben Jahr. „Mein
Mann und ich teilen uns die Tage auf, wer
das Kind nicht hat, macht lange Arbeitstage,
Wochenenden gibt es für uns nicht mehr so
richtig“, schildert die Bremerin. Sie kritisiert:
„Wenn Betreuung wegfällt, scheint das im
Hort weniger schlimm zu sein, da gibt es ja
keinen Rechtsanspruch auf Betreuung.“

Die Eltern, die seit November ohne Betreu-
ung da stehen, sollen weiter Beiträge für den

Hort zahlen, mit Ausnahme der Monate Ja-
nuar bis April, für die der Senat die Gebüh-
ren für alle Eltern ausgesetzt hat. „Wir zah-
len unsere Beiträge, bekommen aber keine
Leistung“, sagt Anett Ganswindt. Für Fami-
lie Ganswindt geht es um rund 150 Euro pro
Monat. Als einige Familien wegen der feh-
lenden Betreuung nicht weiter zahlen woll-
ten, seien die Beiträge von der Performa
Nord unter Androhung von Pfändung einge-
fordert worden, erzählt die Mutter. Die Bil-
dungsbehörde teilt auf Anfrage mit, der
Grund für die entfallene Betreuung seien
Personalausfälle, dafür gebe es formal kei-
nen Beitragserlass.

„Unsere Personaldecke ist dünn, wir haben
in vielen Einrichtungen personelle Probleme,
insbesondere durch Corona“, sagt Wolfgang
Bahlmann, Geschäftsführer von Kita Bre-
men, zu dem auch der Hort in der Engeleke-
straße gehört. Hinzu komme: Man ziehe in
der Pandemie kein Personal aus einer Ein-

richtung ab, um in einer anderen auszuhel-
fen, weil die Vertretungskraft dabei viele
neue Kontakte mitbringen würde und damit
das Infektionsrisiko steige. „Insofern sind
unsere Häuser bei Ausfällen derzeit mehr auf
sich gestellt.“ Insgesamt sieht Bahlmann ein
Problem in der Nachmittagsbetreuung, weil
es in einzelnen Stadtteilen zu wenig Hort-
plätze gebe.

Bei Claudia Ricke und ihrem Mann droht
für das älteste ihrer drei Kinder der Verlust
des Hortplatzes. „Momentan haben wir noch
einen Platz für unseren Sohn, der in die dritte
Klasse geht“, schildert Claudia Ricke. Doch
nach den Sommerferien falle der Platz

weg. Die Schule ihres Sohnes wachse, die
Zahl der Plätze im benachbarten Hort sei da-
gegen begrenzt, schildert sie. Es gebe 178 An-
meldungen, aber nur 140 Plätze im Entde-
ckerhort auf dem Gelände der Phi-
lip-Reis-Grundschule in Horn, die ihr Sohn
besucht. „Die Plätze werden jetzt nach Alter
an die jüngsten Kinder vergeben, die Viert-
klässler fallen raus“, schildert die 42-jährige
Angestellte. Das wirkt sich auf ihr Berufsle-
ben aus: „Ich kann meine Arbeitszeit nicht
wie mit meinem Arbeitgeber vereinbart auf-
stocken, sondern muss sie senken.“

Nach Angaben der Zentralelternvertre-
tung (ZEV) sind das nicht die einzigen Fälle:
Auch in Oberneuland drohe ab Juli für 22 Fa-
milien der Wegfall ihres Hortplatzes, weil der
Hort der evangelischen Gemeinde schließe.

Ein weiteres Problem: Viele Bremer Grund-
schulen sind offene Ganztagsschulen, bieten
also Ganztag für einen Teil der Kinder an.
Doch nicht jedes Kind, das eine Nachmittags-
betreuung braucht, bekomme sie dort auch,
sagt Martin Stoevesandt vom Zentraleltern-
beirat: „Wir haben etwa ein Dutzend offene
Ganztagsschulen, an denen es nicht genug
Ganztagsplätze gibt.“

„Man spielt mit der Zukunft der Kinder
und Eltern“, sagt Yvonne Averwerser, bil-
dungspolitische Sprecherin der CDU-Frak-
tion. „Wir haben nicht genug Ganztags-
schul-Plätze und hinken mit dem Ausbau
massiv hinterher, die Horte sind zum Teil ein-
gestampft, und auch hier reichen die Plätze
nicht aus. Und gleichzeitig kommen neue
Kinder hinzu.“ Zudem sei es ungerecht, dass
viele Eltern wegen fehlender Ganztagsschul-
plätze auf Horte ausweichen und dafür deut-
lich mehr Geld zahlen müssten.

Es hakt bei den Horten
Viele Familien haben Probleme, eine Nachmittagsbetreuung für ihr Grundschulkind zu finden

von sara sundermann

„Wir zahlen unsere Beiträge,
bekommen aber
keine Leistung.“

Anett Ganswindt, Mutter

Bremen. In der Stadt Bremen gab es nach
Angaben der Bildungsbehörde im Januar
mehr als 2470 Hortplätze, die von Kinderta-
gesstätten angeboten werden. Für die Hort-
betreuung zahlen Eltern Beiträge, für Ganz-
tagsschulplätze meist nur eine Pauschale für
das Mittagessen.

Bremen will perspektivisch alle Grund-
schulen zu Ganztagsschulen machen. Ab
2025 soll es zudem nach dem Willen der Bun-

desregierung einen Rechtsanspruch auf
Nachmittagsbetreuung für jedes Grund-
schulkind geben. Derzeit sind laut Behörde
51 von insgesamt 87 Grundschulen der Stadt
Bremen im Ganztagsbetrieb, das entspricht
knapp 59 Prozent.

2016 hatte sich die Landesregierung als
Zwischenziel vorgenommen, zehn Grund-
schulen in den Ganztagsmodus zu bringen.
Von diesen zehn Schulen waren zuletzt sechs

im Ganztag angekommen, an vier Standor-
ten gab es provisorische Nachmittagsange-
bote. Neben den Ganztagsschulen und Hor-
ten setzt die Behörde für die Nachmittags-
betreuung auch auf Schülertreffs. Die
SPD-Bildungspolitikerin Gönül Bredehorst
dringt darauf, die verbliebenen vier Grund-
schulen müssten nun umgehend umgewan-
delt werden. „Das darf man nicht mehr auf
die lange Bank schieben.“

Grundschulen sollen Ganztagsschulen werden

SSU

„Man spielt
mit der Zukunft

der Kinder und Eltern.“
Yvonne Averwerser, CDU

Parallel im Homeoffice arbeiten und Schulaufgaben begleiten: Für Anett Ganswindt und ihren
Mann ist das seit November Alltag, weil ihr Kind keine Hortbetreuung hat. FOTO: KUHAUPT

Anschuldigungen nicht bestätigt

Bremen. Die Anschuldigungen gegen die in-
tensivpädagogische Einrichtung „Feuerwa-
che“ haben sich laut Sozialbehörde nicht be-
stätigt. Das hat der Abschlussbericht erge-
ben, der am Donnerstag vorgelegt wurde.
Das Jugendamt sei jeder Meldung über ver-
meintliche Kindeswohlgefährdung nachge-
gangen, es gebe jedoch „keine Beanstandun-
gen“. Bei der Untersuchung wurden die Sor-
geberechtigten, die jungen Menschen sowie
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter be-
fragt. Selbst die Jugendlichen sollen laut Be-
richt angegeben haben, dass sie gut betreut
werden.

Allerdings hätten Bewohnerinnen und Be-
wohner Grenzen überschritten und sich
nicht an Regeln oder Absprachen gehalten.
In der Einrichtung gilt die Entlassung als
letzte Konsequenz, wobei in dem Konzept
Abbrüche von Beziehungen vermieden wer-
den sollen. Das Landesjugendamt habe
neben der Aufklärung durch das Jugendamt
die Einrichtung „Feuerwache“ sowie zwei
weitere Einrichtungen desselben Trägers in
Bremen unangemeldet besucht - auch dabei
sei nichts zu beanstanden gewesen.

Abschlussbericht
zur „Feuerwache“

JP


